
worden ist. Herbert H. und sein Bruder Gerhard H., gleichfalls 
Prokurist der Firma, wurden am 15. Dezember 1952 im Zuge 
eines gegen sie eingeleiteten Wirtschaftsstrafverfahrens ver­
haftet. Unmittelbar vorher übergab Herbert H. der Angeklag­
ten das Kellerbuch der Firma, das Rezepte über die Her­
stellung von Fruchtmosten usw. im Kaltverfahren enthielt. Die 
Angeklagte brachte das Kellerbuch in ihre Wohnung und 
ferner auch — und zwar zum Teil nachdem bereits ein Treu­
händer zur Verwaltung des Betriebes eingesetzt worden war — 
verschiedene andere Einrichtungsgegenstände und Geschäfts­
unterlagen, u. a. zwei Rechenmaschinen, einen Voltmesser, 
einen Schlüssel, die Schlüsselliste, Kontenblätter und einen 
Vertrag über den Privatwagen des Herbert H., ferner die Aus­
fertigung der Arrestverfügung des Finanzamtes L.

Auf Grund dieser Tatsachen hat das Bezirksgericht die Ange­
klagte wegen mehrfachen Beiseiteschaffens staatlichen Eigen­
tums verurteilt. Die Eigenschaft staatlichen Eigentums hat das 
Vermögen der Firma nach Auffassung des Bezirksgerichts des­
halb gehabt, weil durch die Arrestverfügung des Finanzamts 
den Gesellschaftern jede Verfügung über die zum Betrieb ge­
hörenden Gegenstände untersagt worden war.

Aus den G r ü n d e n :
Die Auffasung des Bezirksgerichts, das Vermögen der 

Firma H. sei schon infolge der Arrestverfügung des 
Finanzamts Volkseigentum gewesen, ist schon deshalb 
unrichtig, weil die Arrestverfügung nicht vollstreckt 
worden ist, was übrigens auch nur ein Pfändungspfand­
recht an den einzelnen gepfändeten Sachen und Forde­
rungen begründet hätte. Das Firmenvermögen ist aber 
auch nicht etwa infolge der Einsetzung des Treuhänders 
Volkseigentum geworden. Eine solche Auffassung würde 
vielmehr geradezu dem Wesen des Volkseigentums zu­
widerlaufen. Volkseigentum ist grundsätzlich unver­
äußerlich. Frei veräußerlich sind nur gewisse Teile des 
Umlaufvermögens, insbesondere Waren — und auch sie 
nur auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen, 
z. B. der HO-Satzung.

Die Sachen, die die Angeklagte in ihre Wohnung ge­
bracht hat, standen also nicht im Volks-, sondern im 
Privateigentum. Die Möglichkeit, daß sie später in 
Volkseigentum kommen konnten, reicht für die Anwen­
dung des VESchG nicht aus, da dieses nur Verbrechen 
gegen Volkseigentum, nicht aber gegen künftiges Volks­
eigentum mit Strafe bedroht.

Dagegen hätte die Angeklagte wegen Verstrickungs­
bruchs (§ 137 StGB) bestraft werden müssen. Sie hat 
die bezeichneten Sachen, mit möglicher Ausnahme einer 
Rechenmaschine und des Vertrages über den Wagen des 
Angeklagten Herbert H., aus dem Betrieb entfernt, wie 
sich aus ihren Angaben in der Hauptverhandlung erster 
Instanz in Verbindung mit ihren Angaben vor der 
Volkspolizei vom 14. Februar 1953 ergibt, nachdem 
bereits ein Treuhänder eingesetzt war. Durch die Ein­
setzung des Treuhänders war aber das Inventar des 
Betriebes in Beschlag genommen; denn nur dieser und 
die von ihm Bevollmächtigten durften noch hierüber 
verfügen.

Ferner hat die Angeklagte durch das Wegbringen der 
beiden Rechenmaschinen den Tatbestand der Beihilfe 
zur Vollstreckungsvereitelung verwirklicht. Sie hat 
diese beiden Gegenstände, wie sich ebenfalls aus ihren 
Angaben vor der Volkspolizei vom 14. Februar 1953 
ergibt, nach einer Vereinbarung mit den Brüdern H., die 
diese mit ihr nach Bekanntwerden der Einleitung des 
Strafverfahrens vor ihrer Verhaftung getroffen hatten, 
aus dem Betrieb herausgenommen. Es war besprochen 
worden, sie solle fälschlich eine der beiden Maschinen 
als ihr Eigentum, die andere als das des Herbert H. an­
geben. Die Brüder H. haben aber die beiden Maschinen, 
mit deren Einziehung im Falle ihrer Verurteilung sie 
rechneten, beiseitegeschafft, um so ihre Einziehung und 
damit ihren Übergang in Volkseigentum, also die Be­
friedigung eines Gläubigers im Sinne des § 288 StGB, 
zu vereiteln. Sie haben sich hierzu der jetzigen Ange­
klagten bedient.

Die Angeklagte hat zwar nicht als Täter gehandelt, 
da als solcher nach § 288 StGB nur der Vollstreckungs­
schuldner, dem die Vollstreckungshandlung droht, in 
Betracht kommt,' dagegen hat sie den Vollstreckungs­
schuldnern, den Brüdern H., die mittelbare Täter 
waren, Beihilfe geleistet. Sie wäre also, da die schrift­
liche Erklärung des Treuhänders vom 15. Januar 1953 
als formrichtiger Strafantrag anzusehen ist, wegen Bei­
hilfe zur Vollstreckungsvereitelung in Tateinheit mit 
Verstrickungsbruch zu verurteilen gewesen. Eine Verur­
teilung wegen weiterer strafbarer Handlungen würde 
nicht möglich sein. Wegen Begünstigung des Verur­
teilten Herbert H. in dem gegen diesen inzwischen 
durchgeführten Wirtschaftsstrafverfahren kann sie nicht

verurteilt werden, da sie ihm zwar wissentlich Beistand 
geleistet hat, um ihn mindestens teilweise der Bestra­
fung zu entziehen, nämlich durch das Beiseitebringen 
des Kellerbuches, dessen Inhalt ihn belastet hätte, und 
das Beiseitebringen der Rechenmaschinen usw., deren 
strafweise Einziehung sie dadurch verhindern wollte. 
Ihre Begünstigungshandlung ist jedoch straflos, da sie 
als Verlobte Angehörige dieses Verurteilten war (§ 257 
Abs. 2 in Verb, mit § 52 Abs. 2 StGB).

Auch eine Verurteilung nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 oder 3 
WStVO wegen des Beiseitebringens der beiden Rechen­
maschinen kommt nicht in Betracht. Der Betrieb der 
Firma konnte hierdurch nicht erheblich gestört werden, 
da sie über insgesamt vier Rechenmaschinen verfügt, so 
daß die Durchführung der Wirtschaftsplanung oder die 
Versorgung der Bevölkerung keinesfalls gefährdet war.

§ 1 Abs. 1 und 2 WStVO.
Zur Frage der Abgrenzung des minderschweren 

Falles (§ 1 Abs. 2 WStVO) gegenüber dem Normalfall 
des Abs. 1.

OG, Urt. vom 26. August 1953 — 1 Zst-Pl I 7/53.
Aus den G r ü n d e n :

Dem angefochtenen Urteil ist darin zuzustimmen, 
daß die unerlaubte Entnahme von zehn Zentnern des 
zur Kleieherstellung bestimmten Haferablaufs die 
Durchführung der Wirtschaftsplanung im Sinne des § 1 
WStVO gefährdet. Der Senat hat dabei richtig erkannt, 
daß eine wesentliche Voraussetzung zur Verbesserung 
der Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch die Ver­
mehrung des Viehbestandes in der Deutschen Demokra­
tischen Republik ist, die wiederum eine erhöhte Futter­
versorgung erforderlich macht. Der 3. Strafsenat hat 
aber nicht genügend sorgfältig die Frage geprüft, ob ein 
Normalfall der Plan- oder Versorgungsgefährdung ge­
geben oder nicht nur ein minderschwerer Fall nach § 1 
Abs. 1 Ziff. 3, Abs. 2 WStVO anzunehmen war.

Diese Frage ist allein nach der Menge der der Wirt­
schaft entzogenen Rohstoffe oder Erzeugnisse zu klären. 
Sie ist unschwer zu beantworten, wenn das Verbrechen 
so weitgehende Auswirkungen gehabt hat, daß die 
Durchführung der gesamten Wirtschaftsplanung oder 
die Versorgung der Bevölkerung der Republik dadurch 
gefährdet worden ist. Der Normalfall des Wirtschafts­
verbrechens nach § 1 WStVO kann aber auch gegeben 
sein, wenn nur in einem örtlich oder sachlich beschränk­
ten Umfang die Gefährdung eingetreten ist. Im vorlie­
genden Fall war, wie das Kreisgericht festgestellt hat, 
eine örtliche Futtermittelknappheit vorhanden. Diese 
war aber nur durch vorübergehende Transports chwie- 
rigkeiten verursacht. Insoweit ist also nichts dafür dar­
getan, das der örtliche Mangel an Futtermitteln so groß 
war, daß das Beiseiteschaffen von 10 Zentnern Futter­
mittel eine wesentliche Gefährdung des örtlichen Ver­
sorgungsbereichs hätte hervorrufen können.

Im vorliegenden Fall kann der Angeklagte, der diese 
Mangellage kannte, deshalb nur wegen eines minder­
schweren Falles eines Wirtschaftsverbrechens gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z i f f .  3, Abs. 2 WStVO verurteilt werden.

Es ist festzustellen, daß auch die Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Repu­
blik bei der Unterscheidung, ob ein Normalfall oder ein 
minderschwerer Fall des § 1 WStVO gegeben ist, nicht 
immer sorgfältig differenziert hat und daß auch bei 
den gemäß § 1 Abs. 1 oder 2 WStVO auszuwerfenden 
Strafen Überhöhungen im Strafmaß stattgefunden 
haben. Diese ungenügende Differenzierung und die 
Überhöhung im Strafmaß sind darauf zurückzuführen, 
daß die Gerichte bestrebt gewesen sind, die Politik der 
Regierung mit Maßnahmen zu unterstützen, die in 
ihren Auswirkungen zu Überspitzungen geführt haben 
und auch von großen Teilen der werktätigen Bevölke­
rung nicht verstanden worden sind.

Auch das Oberste Gericht hat für die Anleitung der 
Rechtsprechung der anderen Gerichte insoweit ent­
scheidende Fehler begangen, die in der Zukunft ver­
mieden werden müssen.

Es ist notwendig, in jedem Fall schon vor der Er­
öffnung des Hauptverfahrens sorgfältig zu prüfen, ob 
alle konkreten Umstände eines Verbrechens im Ermitt­
lungsverfahren genau aufgeklärt worden sind, und in 
der Hauptverhandlung diese Umstände für die recht­
liche Beurteilung und die Findung eines gerechten
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